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„Merke 

Entweder das Leben der Erwachsenen – am Rande des Lebens der Kinder. 

Oder 

Das Leben der Kinder – am Rande des Lebens der Erwachsenen. 

Wann wird jener Moment der Freimütigkeit eintreten, da das Leben der 

Erwachsenen und das der Kinder  

gleichwertig nebeneinander stehen werden?“ 

Aus: Janusz Korczak „Das Recht des Kindes auf Achtung“ 1929 

Am 26. Mai 2025 fand im Rahmen des Follow-Up zum Staatenberichtsverfahren der 

Vereinten Nationen eine digitale Fachveranstaltung unter dem Titel „Abschließende 

Bemerkungen & Koalitionsvertrag – Welche kinderrechtlichen Pflichten werden 

angegangen?“ statt. Anlass war der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 

bestehend aus CDU/CSU und SPD, der unter dem Leitmotiv „Verantwortung für 

Deutschland“ steht. 

 

Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand die Frage, inwiefern die aktuellen 

Empfehlungen des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes an Deutschland 

Eingang in das Regierungsprogramm gefunden haben. Gemeinsam mit Expert*innen 

aus Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Praxis wurden bestehende Leerstellen im 

Koalitionsvertrag identifiziert, kinderrechtlich relevante Maßnahmen diskutiert und 

Impulse für künftiges politisches Handeln formuliert. 

1 Die Abschließenden Bemerkungen im 
aktuellen Staatenberichtsverfahren 

Deutschland ist als Vertragsstaat verpflichtet, regelmäßig über die Umsetzung der 

Kinderrechte zu berichten (Artikel 44 UN-KRK). Im Rahmen dieses Prozesses 

überprüft der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes die Umsetzung der 

Kinderrechte und spricht Abschließende Bemerkungen (Concluding Observations, 

kurz: ConObs) aus, die Empfehlungen für die nationale Politik enthalten. 

In seinen aktuellen Empfehlungen an Deutschland betont der Ausschuss nicht nur wie 

wichtig es ist, punktuelle Maßnahmen, langfristige Strategien, systematische 

Verankerungen der Kinderrechte in allen Politikfeldern und klare Verantwortlichkeiten 

auf allen Ebenen (Bund, Länder, Kommunen) zu sichern, sondern hebt auch sechs 

Handlungsfelder besonders hervor, bei denen er dringenden Handlungsbedarf in 

Deutschland sieht: 

 Gewalt gegen Kinder 

 Der Schutz von Kindern, die aus ihrer familiären Umgebung herausgelöst wurden 

 Zugang zu Gesundheit und Gesundheitswesen 

 Bildung, einschließlich Berufsberatung und -ausbildung 

 Die Situation von asylsuchenden, geflüchteten und migrierten Kindern 

 Die Umsetzung des Fakultativprotokolls zur Beteiligung von Kindern an 

bewaffneten Konflikten  
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2 Kinderrechte im Koalitionsvertrag – 
Fortschritte und Leerstellen 

Kinderrechte sind mehr als rechtliche Vorgaben oder politische Absichtserklärungen. 

Sie bedeuten konkret: Kinder sollen sicher aufwachsen, sich bestmöglich entwickeln 

und ihre Persönlichkeit frei entfalten können. Damit das gelingt, müssen ihre Rechte 

umfassend gewährleistet und ihre Perspektiven systematisch einbezogen werden. 

Schutz, Förderung und Beteiligung – diese drei Dimensionen der 

Kinderrechtskonvention müssen gleichwertig in politischen Prozessen berücksichtigt 

werden. 

2.1 Bewertung des aktuellen Koalitionsvertrags 
 

Aus kinderrechtlicher Perspektive zeigt sich bereits auf struktureller Ebene, dass 

zentrale Prinzipien der Konvention im Koalitionsvertrag nur unzureichend 

berücksichtigt werden. Während im Bereich des Schutzes eine Reihe relevanter 

Maßnahmen benannt werden, bleiben die Bereiche Förderung und insbesondere 

Beteiligung Randthemen. Dadurch geht der eigentliche Anspruch der Konvention 

verloren: Kinder als eigenständige Träger*innen von Rechten ernst zu nehmen. 

Kurz & knapp:  

 Kinderrechte werden nicht als Querschnittsthema verstanden, das alle 

Politikbereiche durchdringen muss 

 Ein kinderrechtsbasierter Ansatz fehlt an zentralen Stellen des Koalitionsvertrages 

 Der Vorrang des Kindeswohls, wie ihn Artikel 3 UN-KRK fordert, wird nicht 

durchgängig berücksichtigt 

 Beteiligung und Selbstbestimmung von Kindern geraten ins Hintertreffen 

 Die Anerkennung von Kindern als eigenständige Rechtssubjekte bleibt uneindeutig 

und unverbindlich 

3 Zentrale Empfehlungen aus den Dialogen 
mit den Expert*innen 

3.1 Kinderrechte strukturell verankern 
Im Gespräch: Sophie Gatzsche (UNICEF Deutschland) 
und Claudia Kittel (Deutsches Institut für 
Menschenrechte)  

“Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung bietet verschiedene 

Anknüpfungspunkte wo Kinderrechte strukturell gestärkt werden können. Jetzt ist 

wichtig, dass die Bundesregierung Kinder und ihre Rechte bei allem, was sie tut, 

mitdenkt.” Sophie Gatzsche, UNICEF Deutschland und Mitglied im Erweiterten 

Vorstand der National Coalition Deutschland 

Der Koalitionsvertrag enthält keine ausdrückliche Verankerung der Kinderrechte, 

bietet aber mit Formaten wie dem angekündigten Kinder- und Jugendgipfel potenzielle 

Anknüpfungspunkte. Um diese strategisch zu nutzen, braucht es evidenzbasierte 

Impulse, politischen Dialog und eine stärkere gesellschaftliche Sensibilisierung. 
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Empfehlungen  

1. Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz vorantreiben 
Eine ausdrückliche Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz bleibt eine 
zentrale politische Forderung, um die Rechte von Kindern in allen 
Abwägungsprozessen angemessen zu berücksichtigen. 
 

2. Kinderrechte als Querschnittsthema in Politik und Verwaltung etablieren 
Kinderrechtliche Belange müssen in allen Ressorts mitgedacht und 
systematisch integriert werden – von Bildung über Soziales bis zur 
Digitalpolitik. Die Zivilgesellschaft sollte hierfür Anhaltspunkte im 
Koalitionsvertrag systematisch nutzen, um dies einzufordern. 
 

3. Gesellschaftliches Bewusstsein stärken 
Kinderrechte müssen öffentlich sichtbarer werden. Breite Aufklärung und 
Bildungsprogramme auf kommunaler, schulischer und medialer Ebene sind 
nötig, um gesellschaftliche Akzeptanz und Mitwirkung zu fördern. 
 

4. Alle Ebenen mitdenken: Bundes-, Länder- und Kommunalebene 
vernetzen 
Programme wie „Kinderfreundliche Kommunen“ oder Schulprojekte zu 
Kinderrechten sollten strukturell gestärkt und ausgeweitet werden. Auch 
ehrenamtliches Engagement sollte weiter gefördert werden. 
 

5. Unabhängige Beschwerdemechanismen ausbauen 
Ombudsstellen nach § 9a SGB VIII sind ein gutes Beispiel für 
niedrigschwellige Beteiligungs- und Schutzinstrumente. Es braucht aber 
Ombudsstellen für alle Kinder und auf allen Ebenen bis hin zur Bundesebene. 
 

6. Internationale Verantwortung ernst nehmen 
UNICEF und andere Akteure sollten in ihrer Rolle zur Stärkung internationaler 
Kinderrechte gestützt werden. Das betrifft z. B. die Finanzierung und 
Arbeitsfähigkeit des UN-Kinderrechtsausschusses sowie den Widerstand 
gegen Schwächungen internationaler Standards (z. B. Lieferkettengesetz). 
 

3.2 Kinderschutz 
Im Gespräch: Paula Wenning (Der Kinderschutzbund 
Bundesverband e.V.) und Sophie Funke (Deutsches 
Institut für Menschenrechte)  

„Der Koalitionsvertrag liefert beim Kinderschutz nur kleine Schritte und lässt 

zentrale Fragen offen: Was kommt für besonders verletzliche Kinder oder Kinder in 

Armut? Die Interessen von Kindern und Jugendlichen dürfen auch in Krisenzeiten 

nicht aus dem Blick geraten.“ Paula Wenning, DKSB 

Kinderschutz wird im Koalitionsvertrag nur punktuell und ohne verlässliche finanzielle 

Absicherung adressiert. Maßnahmen gegen Kinderarmut bleiben oberflächlich und 

kleinteilig, während zentrale Hilfsangebote wie begleitete Umgänge oder bestehende 

Kinderschutzinfrastruktur kaum Beachtung finden. 
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Empfehlungen  

1. Finanzierung und Stärkung bestehender Kinderschutz-Infrastrukturen 
sichern 
Bund, Länder und Kommunen müssen auch bestehende Einrichtungen wie 
Kinderschutzzentren, spezialisierte Fachkräfte und unterstützende Dienste 
langfristig absichern und als gemeinsame Aufgabe verstehen. 
 

2. Frühe Hilfen und Schutzkonzepte weiter ausbauen 
Die geplante Ausweitung der Frühen Hilfen sowie die Stärkung von 
Schutzkonzepten sind zentrale Maßnahmen und müssen verbindlich finanziert 
und flächendeckend umgesetzt werden. 
 

3. Häusliche Gewalt in familienrechtlichen Verfahren systematisch 
berücksichtigen und begleiten 
Positive Ansätze im Koalitionsvertrag müssen durch konkrete Maßnahmen 
flankiert werden, etwa durch eine Stärkung begleiteter Umgänge und 
entsprechender finanzieller Absicherung der Unterstützungsangebote vor Ort. 
 

4. Familienrecht umfassend reformieren 
Kindschafts-, Abstammungs- und Unterhaltsrecht müssen endlich 
modernisiert werden. Reformvorhaben sollten konsequent kindzentriert und 
kindgerecht ausgestaltet werden – im Sinne einer zugänglichen, 
beteiligungsorientierten Justiz. 
 

5. Kinderarmut ernsthaft und strukturell bekämpfen  
Der Verzicht auf eine umfassende Reform der Kindergrundsicherung ist 
rückschrittlich. Statt kleinteiliger Gutscheinlösungen braucht es einen 
ganzheitlichen Systemumbau bei Geldleistungen und eine gestärkte 
Infrastruktur. 
 

3.3 Flucht und Migration 
Im Gespräch: Sven Stumpf (SOS-Kinderdorf e.V.) und 
Kirsten Schweder (National Coalition Deutschland)  

 

„Kinder dürfen niemals aus migrationspolitischen Gründen getrennt, inhaftiert oder 

übersehen werden – auch nicht für zwei Jahre. Der Koalitionsvertrag muss sich an 

der UN-Kinderrechtskonvention messen lassen und keine migrationspolitische 

Symbolpolitik zu Lasten von Kindern machen.“ Sven Stumpf, SOS Kinderdorf sowie 

Mitglied im Vorstand der National Coaltion Deutschland 

Im Bereich Flucht und Migration überwiegen aus kinderrechtlicher Perspektive 

Rückschritte, etwa durch die Aussetzung des Familiennachzugs und mögliche 

Freiheitsbeschränkungen. Bei der Umsetzung des neuen Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystems (GEAS) drohen Kinderrechte vergessen zu werden, 

obwohl die EU-Rechtsakte das so nicht vorsehen. 
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Empfehlungen  

1. Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte wieder ermöglichen 
Die Aussetzung des Familiennachzugs steht im Widerspruch zur UN-
Kinderrechtskonvention (Art. 10 UN-KRK). Der Nachzug ist essenziell für das 
Kindeswohl, psychische Stabilität und Integration geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. 
 

2. Kinderrechte in der Umsetzung des GEAS systematisch berücksichtigen 
Die komplexen Regelungen des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS) erfordern klare, kindgerechte Umsetzungsleitlinien, insbesondere für 
unbegleitete Minderjährige. Fachkräfte in Jugendhilfe, Vormundschaften und 
Betreuung benötigen gezielte Schulungen und Ressourcen. 
 

3. Keine Freiheitsbeschränkung von Kindern aufgrund des 
Migrationsstatus 
Die geplanten Bundesausreisezentren dürfen nicht zu faktischem 
Freiheitsentzug für Kinder führen. Dies widerspricht den internationalen 
Verpflichtungen Deutschlands und den Empfehlungen des UN-
Kinderrechtsausschusses. 
 

4. Kinder als eigenständige Rechtsträger*innen im Asylsystem ernst 
nehmen 
Kinder dürfen nicht als „Anhängsel“ der Eltern betrachtet werden. Ihre 
spezifischen Schutzbedarfe und Rechte, z.B. Bildungs- und 
Entwicklungsansprüche sowie ihre psychosozialen Belastungen müssen 
unabhängig berücksichtigt und erfüllt werden. 
 

5. Integrationsförderung statt Symbolpolitik 
Statt auf Abschreckung zu setzen, sollte die Politik integrative Angebote 
ausbauen – z. B. durch Bildungszugänge, berufliche Unterstützung und 
psychosoziale Begleitung. Diese wirken nachhaltig und stärken sowohl Kinder 
als auch aufnehmende Gesellschaften. 
 

6. Gerichtliche und zivilgesellschaftliche Kontrolle sicherstellen 
Die kritischen Punkte – insbesondere Familiennachzug und Freiheitsentzug – 
sollten juristisch überprüft und durch Monitoring-Initiativen wie die „List of 
Issues“ beim UN-Ausschuss sichtbar gemacht werden. 

 

3.4 Gesundheit & Digitalisierung 
Im Gespräch: Torsten Krause (Stiftung Digitale 
Chancen) und Emily Koch (National Coalition 
Deutschland) 

„Es ist so richtig, wie notwendig, dass sich die Koalition auf die Stärkung von 

Demokratiebildung, Medien- und Nachrichtenkompetenz verständigt hat.“ Torsten 

Krause, Stiftung Digitale Chancen, Mitglied im Erweiterten Vorstand National 

Coalition Deutschland   
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Psychische Gesundheit und digitaler Kinderschutz werden im Koalitionsvertrag zwar 

thematisiert, bleiben jedoch inhaltlich vage und unverbindlich. Zivilgesellschaftliche 

Akteure sind gefragt, konkrete Inhalte und Umsetzungsschritte aktiv einzubringen. 

Empfehlungen  

1. Strategien konkret ausarbeiten und transparent umsetzen 
Die angekündigten Maßnahmen – etwa zur mentalen Gesundheit, digitalen 
Bildung und Prävention – müssen mit klaren Zielen, Zeitplänen, 
Zuständigkeiten und finanziellen Ressourcen unterlegt werden. Strategien 
dürfen nicht im Ungefähren bleiben. 
 

2. Zivilgesellschaftliche Beteiligung bei Kommissionen und Studien 
sicherstellen 
Expert*innen und Organisationen sollten frühzeitig in die Entwicklung und 
Besetzung von Kommissionen, Fachgremien und Untersuchungsprojekten 
eingebunden werden, um Praxiswissen und kinderrechtliche Perspektiven 
systematisch einbringen zu können. 
 

3. Bedarfsplanung an den tatsächlichen Bedürfnissen von Kindern und 
Jugendlichen ausrichten 
Versorgungslücken – insbesondere in ländlichen Räumen oder in stationären 
Einrichtungen – müssen durch gezielte Planung und bessere Zugänge zu 
psychischer Gesundheitsversorgung geschlossen werden. Schnelle 
Terminvergabe und kindzentrierte Angebote sind essenziell. 
 

4. Digitale Teilhabe statt reiner Kontrolle ermöglichen 
Technische Maßnahmen wie Altersverifikation dürfen nicht zur generellen 
Einschränkung digitaler Teilhabe führen. Stattdessen sollten sie genutzt 
werden, um altersgerechte, sichere Online-Umgebungen zu schaffen. 
 

5. Medienkompetenz und Prävention stärken 
Demokratiebildung, Medien- und Nachrichtenkompetenz sowie Prävention vor 
Online-Gewalt müssen integraler Bestandteil schulischer und 
außerschulischer Bildung werden – inklusive entsprechender Schulung für 
pädagogische Fachkräfte und Eltern. 
 

6. Offene Umsetzungsspielräume gezielt nutzen 
Die gegenwärtige Unbestimmtheit im Koalitionsvertrag bietet Raum für 
zivilgesellschaftliche Einflussnahme. Organisationen sollten eigene 
Forderungen und Vorschläge einbringen, um die Ausgestaltung 
kinderrechtsbasiert mitzugestalten – sowohl im politischen Raum als auch 
über das Berichtsverfahren zur UN-Kinderrechtskonvention. 
 

3.5 Bildung 
Im Gespräch: Antje Bretschneider (Deutsches 
Kinderhilfswerk) und Sophie Bauer (National Coalition 
Deutschland)  

 

„Wir erkennen die Bemühungen, die Bildungssituation für Kinder und Jugendliche 

verbessern zu wollen, sind jedoch der Meinung, dass die bisherigen Maßnahmen 
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nicht reichen. Bildung ist zudem deutlich mehr als Schule. Wir fordern die neue 

Regierung auf, Kinderrechte als festen Bestandteil einer vielfältigen 

Bildungslandschaft zu verankern und eine umfassende und auf Beteiligung 

ausgerichtete Transformation des Bildungssystems im Ganzen anzustoßen“. Antje 

Bretschneider, Deutsches Kinderhilfswerk 

Kinderrechte finden im Bildungsbereich kaum systematische Berücksichtigung, 

strukturelle Ungleichheiten werden nicht konsequent adressiert. Bestehende 

Maßnahmen fokussieren sich zu stark auf Verwaltung und Technik, statt auf Teilhabe, 

Inklusion und Chancengleichheit. 

 

Empfehlungen  

1. Kinderrechte als verbindlichen Bestandteil im Bildungssystem 
verankern 
Kinderrechte müssen bundesweit als Lerninhalt, Handlungsprinzip und 
Strukturmerkmal in allen Bildungsbereichen etabliert werden. 
 

2. Inklusive, sozial gerechte und diskriminierungssensible Bildung konkret 
ausgestalten  
Bildungspolitik muss gezielt strukturelle Benachteiligungen bekämpfen, etwa 
durch Programme gegen Bildungsarmut, für inklusive Bildung und zur 
Förderung demokratischer Teilhabe. 
 

3. Ganzheitliches Bildungsverständnis stärken 
Es braucht mehr als formalen Bildungserfolg: Bildung muss auch 
spielerisches, transkulturelles, globales, demokratie- und umweltsensibles 
Lernen fördern – über Schule hinaus. 
 

4. Datenerhebung und Digitalinstrumente kinderrechtlich absichern 
Vorhaben wie die Schüler-ID oder ein Bildungsverlaufsregister müssen mit 
hohen Datenschutzstandards versehen und kritisch hinsichtlich Nutzens, 
Zugänglichkeit und Wirkung auf Kinder geprüft werden. 
 

5. Ganztag kindgerecht gestalten 
Der Ausbau des Ganztags darf nicht bei Betreuung stehenbleiben, sondern 
muss als Bildungsraum mit partizipativen, vielfältigen und kindgerechten 
Angeboten gedacht und umgesetzt werden. 
 

6. Bund-Länder-Kommunenzusammenarbeit strategisch und kindzentriert 
steuern 
Die Zusammenarbeit zwischen föderalen Ebenen sollte auf klare gemeinsame 
Bildungsziele ausgerichtet sein – mit verbindlicher Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen sowie wissenschaftlicher Begleitung. 
 

7. Demokratiebildung umfassend fördern 
Demokratiebildung muss intersektionale Diskriminierung (z. B. Rassismus, 
Klassismus, Ableismus) mitdenken und auf die Entwicklung demokratischer 
Haltungen bei allen Beteiligten zielen, nicht nur auf Abwehr autoritärer 
Tendenzen. 
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3.6 Internationale Verantwortung 
Im Gespräch: Jonas Schubert (Terre des Hommes) und 
Alexia Knappmann (National Coalition Deutschland)  

 

„Eine reduzierte und stark auf nationale Eigeninteressen ausgerichtete 

internationale Zusammenarbeit, wie sie im Koalitionsvertrag angekündigt ist, wäre 

nicht im Sinne der Kinderrechte, die in gemeinsamer Verantwortung der 

internationalen Gemeinschaft verwirklicht werden müssen. Die Bundesregierung 

sollte angesichts großer globaler Herausforderungen deutlich machen, welchen 

Beitrag sie zur weltweiten Verbesserung der Lebensbedingungen von Kindern 

leisten will.“ Jonas Schubert, Terre des Hommes 

Kinderrechte spielen in der internationalen Zusammenarbeit des Koalitionsvertrags 

keine erkennbare Rolle. Auch in der Klima- und Entwicklungspolitik fehlt es an 

strategischer Klarheit und ausreichender Ressourcenausstattung zum Schutz von 

Kindern weltweit. 

 

Empfehlungen  

1. Kinderrechte in der internationalen Zusammenarbeit strategisch 
verankern 
Die Bundesregierung muss aufzeigen, wie sie die Lebensbedingungen von 
Kindern global konkret verbessern und schützen will – konzeptionell, 
strategisch und finanziell. 
 

2. Kinderrechtsbasierte Außen- und Entwicklungspolitik weiterentwickeln 
Die bestehende Kinderrechte-Strategie der Entwicklungszusammenarbeit 
(2017) muss fortgeschrieben und in eine umfassende politische Linie 
eingebettet werden. 
 

3. Klimapolitik mit konkreten, kindgerechten Maßnahmen unterfüttern 
Die Bundesregierung sollte über symbolische Zielsetzungen hinaus klare, 
langfristige Maßnahmenpläne vorlegen, um Freiheits- und Teilhaberechte 
künftiger Generationen zu sichern. 
 

4. Finanzielle Verpflichtungen einhalten – ODA-Quote sichern 
Eine Absenkung der ODA-Quote darf nicht auf Kosten von Kindern und ihren 
Rechten im globalen Süden erfolgen. Kinderrechte sind keine 
Verhandlungsmasse, sondern völkerrechtliche Verpflichtung. 
 

5. Zivilgesellschaftliche Expertise stärken und sichtbar machen 
Die Kinderrechtszivilgesellschaft sollte klare, eigenständige Vorstellungen 
entwickeln und offensiv vertreten, wie eine kinderrechtsbasierte internationale 
Politik konzeptionell und kommunikativ aussehen kann. 
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4 Interview mit Lennox, 11 Jahre  
Moderation: Wie blickst du denn auf den Koalitionsvertrag? 

L: Ich bin sehr negativ gestimmt, da nicht viel zu Kinderrechten drinsteht, vor allem 

nicht zu den aktuellen Themen, die uns gerade betreffen. Nichts ist wirklich handfest.  

Wir können uns nicht daran orientieren, oder messen, ob unsere Regierung gerade 

einen guten Job macht und Fortschritte in vier Jahren passieren. 

Moderation: Was hättest du dir denn gewünscht? Was waren deine Hoffnungen mit 

Blick auf den Koalitionsvertrag?  

L.: Drei Themen, die wirklich wichtig waren und hätten aufgenommen werden können: 

1. Klimaschutz, da das sehr viele Kinder bewegt: Die Klimakrise und vor allem 
die Bekämpfung. Wir wissen, wie gravierend das ist und unsere Regierung 
unternimmt eigentlich nichts Handfestes dagegen. 

2. Der Sektor Bildung betrifft uns täglich und es wird wenig unternommen. Ich 
halte das eher für kontraproduktiv. Am Ende sind es wir Kinder, die die 
Gesellschaft abbilden und für die alten Leute sorgen werden. 

3. Das Wahlalter war auch noch ein großes Thema, da viele Kinder sich nicht 
ernst genommen fühlen.  Die Wahl wird am Ende von den über 60-Jährigen 
entschieden, da das einfach die größte Prozentanzahl ist von denen, die 
wählen gehen. 

Moderation: Auf wie viele Jahre sollte das Wahlalter herabgesenkt werden?  

L:  14 wäre ein guter Anfang. Ich persönlich würde ab 12 sagen, aber ich finde, 14 ist 

ein guter Anfang. Ab 14 ist man auch strafmündig und kann gute Entscheidungen 

treffen für sich.Und dann denke ich, dass man auch ab 14 schon wählen gehen sollte.  

Moderation: Du hast ja das Bildungsthema noch angesprochen. Gibt es Punkte, die 

du hervorheben möchtest? 

L:  Ein sehr großer Punkt ist, dass die Schulen sehr marode sind, die Infrastruktur 

nicht so gut. Und vor allem das generelle Schulsystem. Wie es aktuell ist, ist es 

einfach sehr alt. Ich finde, dass wir etwas probieren sollten, um zu reformieren, vor 

allem wie unterrichtet wird. Dieses Konzept stammt noch von „Kaisers Zeiten“ und es 

gab keine wirklich richtige Reform seitdem. Das Problem ist eine schlechte 

Infrastruktur und dann auch, wie in der Schule unterrichtet wird. Da gibt es tolle 

Ansätze, aber im Moment haben wir die noch nicht abgedeckt.  

Moderation: Wie gehst du denn jetzt weiter vor? Hast du Pläne, wie du auf Punkte, die 

dir wichtig sind, nochmal aufmerksam machen kannst?  

L: Es gibt noch einen Termin, wo wir uns mit den Politikern nochmal nach der Wahl 

besprechen. Ansonsten werde ich weiter so aktiv bleiben, wie ich bin: Ich gehe viel auf 

Demos und habe auch für Volksentscheide Unterschriften gesammelt. So werde ich 

weiter machen. 
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Moderation: Gibt es noch etwas, was du der Runde gerne mitgeben möchtest? Wo 

sollen wir als Kinderrechteorganisationen besonders hinschauen?  

L:  Ich finde es vor allem wichtig, dass Aufmerksamkeit auf das Thema der 

Kinderrechte kommt. Wir müssen Kinderrechte mehr in den Mittelpunkt stellen. Das ist 

gerade nicht der Fall. Vor allem im Koalitionsvertrag sehen wir, dass das nicht der 

Mittelpunkt ist. Das sollte aber ein großer Teil sein. Ich finde dieses Thema sehr 

wichtig. 

5 Fazit 
Für eine konsequente Umsetzung der Kinderrechte braucht es klare Prioritäten und 

gemeinsames Engagement – von allen Seiten. Dabei stehen für die Politik und 

Zivilgesellschaft drei zentrale Aufgaben im Fokus: 

1. Umsetzung der UN-KRK verfolgen – insbesondere bei den im 
Koalitionsvertrag benannten Maßnahmen. 
 

2. Leerstellen benennen und beheben – z. B. bei Klimaschutz, Kinderarmut 
oder Beteiligung. 
 

3. Kindeswohlvorrang einfordern und beachten – also sicherstellen, dass bei 
allen Kindern betreffenden Maßnahmen, die Interessen von Kindern 
tatsächlich vorrangig berücksichtigt werden. 

Es braucht ein konsequentes Kinderrechte-Monitoring und regelmäßige 

kinderrechtsbasierte Datenerhebungen: Wie geht es Kindern tatsächlich? Was bewegt 

sie aktuell? Dabei müssen Kinder und Jugendliche systematisch beteiligt und mit 

einbezogen werden. Die strukturellen Veränderungen auf Bundesebene müssen 

genau verfolgt werden, etwa mit Blick auf die Einbindung der Bildungspolitik in das 

Ministerium – nun für Bildung, Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) – 

nur so können Auswirkungen auf Kinderrechte frühzeitig und ganzheitlich erkannt und 

dann ressortübergreifend bearbeitet werden. 

Trotz bestehender Lücken und Herausforderungen bleibt klar: Kinderrechte brauchen 

eine starke, gemeinsame Stimme – mit Ausdauer, Haltung und Zuversicht! 
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